
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 21.05.2026

Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr im Zuständigkeitsbereich der 
Staatsanwaltschaft Augsburg seit 2000

Die Anordnung von Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr nach § 112 Abs. 2 
Nr. 3 Strafprozessordnung (StPO) stellt einen erheblichen Eingriff in die Freiheitsrechte 
Beschuldigter dar. Grundlage entsprechender Haftentscheidungen ist die Annahme, 
dass auf Beweismittel, Zeugen oder Mitbeschuldigte eingewirkt werden könnte. Von 
besonderem öffentlichen Interesse ist daher, in welchem Umfang Untersuchungs-
haft wegen Verdunkelungsgefahr im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg beantragt und angeordnet wird, welche tatsächlichen Grundlagen hierfür 
herangezogen werden, wie häufig entsprechende Haftgründe später entfallen oder 
geändert werden und wie sich die Praxis der Staatsanwaltschaft Augsburg im Ver-
gleich zu Bayern insgesamt darstellt.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr seit 2000  �   4

1.1	 In wie vielen Fällen wurde seit dem Jahr 2000 im Zuständigkeitsbereich 
der Staatsanwaltschaft Augsburg Untersuchungshaft wegen Ver-
dunkelungsgefahr beantragt?  �   4

1.2	 In wie vielen Fällen wurde entsprechende Untersuchungshaft an-
geordnet?  �   4

1.3	 Wie stellt sich der Anteil entsprechender Haftbefehlsanträge im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich zu 
Bayern insgesamt dar?  �   4

2.		 Grundlagen der Verdunkelungsgefahr  �   4

2.1	 Welche tatsächlichen Umstände wurden seit dem Jahr 2000 im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg am häufigsten 
zur Begründung von Verdunkelungsgefahr herangezogen?  �   4

2.2	 In wie vielen Fällen wurden mögliche Zeugenbeeinflussung, Beweis-
mittelvernichtung, Absprachen mit Mitbeschuldigten oder digitale 
Datenveränderungen angeführt?  �   4

2.3	 In wie vielen Fällen lagen bereits konkrete Verdunkelungshandlungen 
vor bzw. lediglich Verdachtsannahmen?  �   4
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3.		 Deliktsgruppen und Ausgangsdelikte  �   4

3.1	 Welche Straftatbestände bzw. Deliktsgruppen lagen entsprechenden 
Haftanträgen im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augs-
burg zugrunde?  �   4

3.2	 Wie viele Fälle betrafen Wirtschafts-, Vermögens-, Gewalt-, Be-
täubungsmittel- oder Sexualdelikte?  �   4

3.3	 Wie viele Fälle betrafen Delikte mit geringer oder mittlerer Strafer-
wartung?  �   4

4.		 Dauer der Untersuchungshaft  �   5

4.1	 Wie lange dauerte Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr 
im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg durch-
schnittlich und maximal?  �   5

4.2	 In wie vielen Fällen dauerte entsprechende Untersuchungshaft länger 
als drei Monate, sechs Monate bzw. ein Jahr?  �   5

4.3	 Wie stellt sich die durchschnittliche und maximale Haftdauer wegen 
Verdunkelungsgefahr im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg im Vergleich zu Bayern insgesamt dar?  �   5

5.		 Änderung oder Wegfall des Haftgrundes  �   5

5.1	 In wie vielen Fällen im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg wurde Verdunkelungsgefahr im weiteren Verfahren nicht 
mehr aufrechterhalten?  �   5

5.2	 In wie vielen Fällen wurde der Haftgrund durch andere Haftgründe 
ersetzt oder ergänzt?  �   5

5.3	 In wie vielen Fällen blieb Untersuchungshaft trotz Wegfalls oder Än-
derung des ursprünglichen Haftgrundes bestehen?  �   5

6.		 Verfahrensausgänge und gerichtliche Beanstandungen  �   5

6.1	 Wie viele Verfahren im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg, in denen Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr 
vollzogen wurde, endeten seit dem Jahr 2000 mit Einstellung, Frei-
spruch oder Nichteröffnung?  �   5

6.2	 Wie viele Haftentscheidungen wegen Verdunkelungsgefahr im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg wurden durch 
Beschwerdegerichte beanstandet oder aufgehoben?  �   5

6.3	 Wie viele Haftbeschwerden gegen Untersuchungshaft wegen Ver-
dunkelungsgefahr im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg waren erfolgreich?  �   5

7.		  Kosten und Entschädigung  �   6
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7.1	 Welche Kosten entstanden seit dem Jahr 2000 im Zuständigkeits-
bereich der Staatsanwaltschaft Augsburg durch Untersuchungshaft 
wegen Verdunkelungsgefahr?  �   6

7.2	 Welche Entschädigungszahlungen erfolgten in Fällen, die später ein-
gestellt wurden oder mit Freispruch endeten?  �   6

7.3	 Welche zusätzlichen Kosten entstanden durch Haftbeschwerden, 
Folgeentscheidungen oder Entschädigungsverfahren im Zusammen-
hang mit Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr?  �   6

8.		 Bewertung, Vergleich und Qualitätssicherung  �   7

8.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, ob 
Arbeitsbelastung, Personalmangel oder organisatorische Defizite bei 
der Staatsanwaltschaft Augsburg Einfluss auf die Beantragung oder 
Aufrechterhaltung von Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr 
haben?  �   7

8.2	 Wie bewertet die Staatsregierung die Beantragungs-, Aufrechterhal-
tungs-, Beanstandungs- und Erfolgsquote von Haftbeschwerden wegen 
Verdunkelungsgefahr im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg im Vergleich zu Bayern insgesamt?  �   7

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen bei der Staatsanwaltschaft Augsburg, um unverhältnis-
mäßige oder fehlerhafte Haftbefehlsanträge wegen Verdunkelungs-
gefahr möglichst frühzeitig zu erkennen und zu vermeiden?  �   7

Hinweise des Landtagsamts  �   8
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 11.07.2026

1.		 Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr seit 2000

1.1	 In wie vielen Fällen wurde seit dem Jahr 2000 im Zuständigkeits-
bereich der Staatsanwaltschaft Augsburg Untersuchungshaft wegen 
Verdunkelungsgefahr beantragt?

1.2	 In wie vielen Fällen wurde entsprechende Untersuchungshaft an-
geordnet?

1.3	 Wie stellt sich der Anteil entsprechender Haftbefehlsanträge im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg im Vergleich 
zu Bayern insgesamt dar?

2.		 Grundlagen der Verdunkelungsgefahr

2.1	 Welche tatsächlichen Umstände wurden seit dem Jahr 2000 im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg am häufigsten 
zur Begründung von Verdunkelungsgefahr herangezogen?

2.2	 In wie vielen Fällen wurden mögliche Zeugenbeeinflussung, Beweis-
mittelvernichtung, Absprachen mit Mitbeschuldigten oder digitale 
Datenveränderungen angeführt?

2.3	 In wie vielen Fällen lagen bereits konkrete Verdunkelungshandlungen 
vor bzw. lediglich Verdachtsannahmen?

3.		 Deliktsgruppen und Ausgangsdelikte

3.1	 Welche Straftatbestände bzw. Deliktsgruppen lagen entsprechenden 
Haftanträgen im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augs-
burg zugrunde?

3.2	 Wie viele Fälle betrafen Wirtschafts-, Vermögens-, Gewalt-, Be-
täubungsmittel- oder Sexualdelikte?

3.3	 Wie viele Fälle betrafen Delikte mit geringer oder mittlerer Strafer-
wartung?
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4.		 Dauer der Untersuchungshaft

4.1	 Wie lange dauerte Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr 
im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg durch-
schnittlich und maximal?

4.2	 In wie vielen Fällen dauerte entsprechende Untersuchungshaft länger 
als drei Monate, sechs Monate bzw. ein Jahr?

4.3	 Wie stellt sich die durchschnittliche und maximale Haftdauer wegen 
Verdunkelungsgefahr im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwalt-
schaft Augsburg im Vergleich zu Bayern insgesamt dar?

5.		 Änderung oder Wegfall des Haftgrundes

5.1	 In wie vielen Fällen im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg wurde Verdunkelungsgefahr im weiteren Verfahren nicht 
mehr aufrechterhalten?

5.2	 In wie vielen Fällen wurde der Haftgrund durch andere Haftgründe 
ersetzt oder ergänzt?

5.3	 In wie vielen Fällen blieb Untersuchungshaft trotz Wegfalls oder Än-
derung des ursprünglichen Haftgrundes bestehen?

6.		 Verfahrensausgänge und gerichtliche Beanstandungen

6.1	 Wie viele Verfahren im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg, in denen Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr 
vollzogen wurde, endeten seit dem Jahr 2000 mit Einstellung, Frei-
spruch oder Nichteröffnung?

6.2	 Wie viele Haftentscheidungen wegen Verdunkelungsgefahr im Zu-
ständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft Augsburg wurden durch 
Beschwerdegerichte beanstandet oder aufgehoben?

6.3	 Wie viele Haftbeschwerden gegen Untersuchungshaft wegen Ver-
dunkelungsgefahr im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft 
Augsburg waren erfolgreich?

Die Fragen 1.1 bis 6.3 werden zusammen beantwortet.

Statistische Daten im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Eine Erhebung der Daten 
wäre nur durch eine manuelle Einzelauswertung des Aktenbestandes der Staats-
anwaltschaft Augsburg möglich. Auch unter Berücksichtigung der großen Bedeutung 
des parlamentarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags wäre der hiermit 
verbundene Aufwand unvertretbar hoch.
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Ergänzend wird hinsichtlich Gegenstand und Zweck der nach bundeseinheitlichen 
Kriterien abgestimmten Justizgeschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StA-
Statistik) auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 auf die 
Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 20. Februar 2026 
betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, Verhältnis-
mäßigkeit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle Aufsicht“ 
Bezug genommen.

7.		  Kosten und Entschädigung

7.1	 Welche Kosten entstanden seit dem Jahr 2000 im Zuständigkeits-
bereich der Staatsanwaltschaft Augsburg durch Untersuchungshaft 
wegen Verdunkelungsgefahr?

7.2	 Welche Entschädigungszahlungen erfolgten in Fällen, die später 
eingestellt wurden oder mit Freispruch endeten?

7.3	 Welche zusätzlichen Kosten entstanden durch Haftbeschwerden, 
Folgeentscheidungen oder Entschädigungsverfahren im Zusammen-
hang mit Untersuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr?

Die Fragen 7.1 bis 7.3 werden zusammen beantwortet.

Auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 6.3 wird Bezug genommen. 

Allgemein gilt: Strafrechtliche Ermittlungsverfahren sind nicht durch Wirtschaftlich-
keitserwägungen bestimmt. Vielmehr richten sich strafrechtliche Ermittlungen nach 
dem Legalitätsprinzip (§ 152 Abs. 2 Strafprozessordnung – StPO) und den übrigen 
Bestimmungen der StPO, wobei Art und Umfang der Ermittlungstätigkeit von den Um-
ständen des Einzelfalls abhängen.

Das Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG) sichert 
als verschuldensunabhängige Rechtsgrundlage die Entschädigungspflicht des Staates 
für den Fall, dass eine Strafverfolgungsmaßnahme zwar zur Sachverhaltsaufklärung 
oder Verfahrenssicherung erforderlich und auch sonst rechtmäßig angeordnet worden 
war, das Verfahren gegen den Beschuldigten aber später eingestellt oder durch Frei-
spruch beendet wurde, weil der anfängliche, die Strafverfolgungsmaßnahme recht-
fertigende Tatverdacht sich im weiteren Verlauf des Verfahrens nicht bestätigt hat. 
Ergänzend wird auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 
zu Frage 6.3 der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 
20. Februar 2026 betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, 
Verhältnismäßigkeit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle 
Aufsicht“ Bezug genommen.
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8.		 Bewertung, Vergleich und Qualitätssicherung

8.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, ob 
Arbeitsbelastung, Personalmangel oder organisatorische Defizite bei 
der Staatsanwaltschaft Augsburg Einfluss auf die Beantragung oder 
Aufrechterhaltung von Untersuchungshaft wegen Verdunkelungs-
gefahr haben?

Die Staatsanwaltschaften in Bayern sind sehr leistungsfähig. Erkenntnisse im Sinn 
der Fragestellung liegen nicht vor.

8.2	 Wie bewertet die Staatsregierung die Beantragungs-, Aufrechter-
haltungs-, Beanstandungs- und Erfolgsquote von Haftbeschwerden 
wegen Verdunkelungsgefahr im Zuständigkeitsbereich der Staats-
anwaltschaft Augsburg im Vergleich zu Bayern insgesamt?

Auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 6.3 wird Bezug genommen.

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Qualitätssicherungsmechanis-
men bestehen bei der Staatsanwaltschaft Augsburg, um unverhältnis-
mäßige oder fehlerhafte Haftbefehlsanträge wegen Verdunkelungs-
gefahr möglichst frühzeitig zu erkennen und zu vermeiden?

Eine rechtsstaatliche, neutrale und verhältnismäßige Strafverfolgung ist durch die strik-
te Bindung der Strafverfolgungsbehörden an Recht und Gesetz, gerichtliche Kontrolle 
durch Richtervorbehalte und strafprozessuale Rechtsbehelfe sowie eine umfassende 
Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht gewährleistet.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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